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Nr. 74 Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2008
(XXVI. Gesetzgebungsperiode: Regierungsvorlage Beilage Nr. 1546/2008, Ausschussbericht Beilage Nr. 1571/2008, 51. Landtagssitzung)

Nr. 74

L a n d e s g e s e t z ,

mit dem die Oö. Landarbeitsordnung 1989
geändert wird

(Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2008)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Oö. Landarbeitsordnung 1989, LGBl. Nr. 25,
zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr.
136/2007, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 39k wie
folgt:
"§ 39k Beitragsleistung in besonderen Fällen"

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Eintragung zu
§ 39v folgende Eintragung eingefügt:
"§ 39w Freie Dienstverhältnisse"

3. Die Begriffe "Mitarbeitervorsorgekasse" und "MV-Kas-
se" werden durch die Begriffe "Betriebliche Vorsorge-
kasse" und "BV-Kasse" sowie die Ausdrücke "Betrieb-
lichen Mitarbeitervorsorgegesetzes" und "BMVG"
durch die Ausdrücke "Betrieblichen Mitarbeiter- und
Selbständigenvorsorgegesetz" und "BMSVG" ersetzt.

4. § 39e Abs. 1 lautet:
"(1) Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer und

Dienstgeberinnen und Dienstgeber können ab Beginn
des zweiten Dienstjahres eine Bildungskarenz gegen
Entfall des Arbeitsentgelts für die Dauer von minde-
stens drei Monaten bis zu einem Jahr vereinbaren.
Eine neuerliche Bildungskarenz kann frühestens nach
dem Ablauf von vier Jahren ab dem Antritt der letzten
Bildungskarenz (Rahmenfrist) vereinbart werden. Die
Bildungskarenz kann auch in Teilen vereinbart werden,
wobei die Dauer eines Teils mindestens drei Monate zu
betragen hat und die Gesamtdauer der einzelnen Tei-

le innerhalb der Rahmenfrist, die mit Antritt des ersten
Teils der Bildungskarenz zu laufen beginnt, ein Jahr
nicht überschreiten darf. Bei der Vereinbarung über die
Bildungskarenz ist auf die Interessen der Dienstneh-
merin oder des Dienstnehmers und auf die Erforder-
nisse des Betriebs Rücksicht zu nehmen. In Betrieben,
in denen ein für die Dienstnehmerin oder den Dienst-
nehmer zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser
auf Verlangen der Dienstnehmerin oder des Dienst-
nehmers den Verhandlungen beizuziehen."

5. Nach § 39e Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
"(1a) Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer und

Dienstgeberinnen und Dienstgeber können eine Bil-
dungskarenz für die Dauer von mindestens drei Mona-
ten bis zu einem Jahr auch in einem befristeten Dienst-
verhältnis in einem Saisonbetrieb (§ 159 Abs. 6) ver-
einbaren, sofern das befristete Dienstverhältnis unun-
terbrochen drei Monate gedauert hat und jeweils vor
dem Antritt einer Bildungskarenz oder einer neuerli-
chen Bildungskarenz eine Beschäftigung zur selben
Dienstgeberin oder zum selben Dienstgeber im Aus-
maß von mindestens einem Jahr vorliegt. Zeiten von
befristeten Dienstverhältnissen zur selben Dienstge-
berin oder zum selben Dienstgeber, die innerhalb
eines Zeitraums von vier Jahren vor Antritt der jeweili-
gen Bildungskarenz und gegebenenfalls nach Rück-
kehr aus der mit dieser Dienstgeberin oder diesem
Dienstgeber zuletzt vereinbarten Bildungskarenz lie-
gen, sind hinsichtlich des Erfordernisses der Mindest-
beschäftigungsdauer zusammenzurechnen. Abs. 1
vorletzter und letzter Satz sind anzuwenden."

6. Nach § 39j Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
"(1a) Der Dienstnehmer hat für die Dauer einer mit

einem Rechtsträger nach § 8 Abs. 1 ZDG abgeschlos-
senen Vereinbarung nach § 7a ZDG gegen diesen als
Dienstgeber, allenfalls nach § 39k Abs. 5 und 6 gegen
den Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) Anspruch
auf eine Beitragsleistung nach diesem Landesgesetz
an die vom Rechtsträger ausgewählte BV-Kasse."

7. § 39j Abs. 3 lautet:
"(3) Sind nach einer Sozialversicherungsprüfung

gemäß § 41a ASVG von der Dienstgeberin oder vom
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Dienstgeber noch Beiträge zu leisten, sind diese
Beiträge gemäß § 39j Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes
1984 samt Verzugszinsen an die BV-Kasse weiterzu-
leiten, wobei § 63 ASVG mit der Maßgabe anzuwen-
den ist, dass an Stelle der Wortfolge "Träger der Unfall-
und Pensionsversicherung" der Begriff "BV-Kasse"
tritt. Sind vom Dienstgeber (Bund) noch Beiträge nach
dem BMSVG für bereits vergangene Beitragszeiträu-
me samt Verzugszinsen aus einem bereits beendeten
Dienstverhältnis auf Grund eines rechtskräftigen
Gerichtsurteils oder eines gerichtlichen Vergleichs
(§ 204 ZPO) zu leisten, sind diese Beiträge samt Ver-
zugszinsen direkt an die Dienstnehmerin oder den
Dienstnehmer auszuzahlen."

8. § 39k samt Überschrift lautet:

"§ 39k
Beitragsleistung in besonderen Fällen

(1) Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer hat
für die Dauer des jeweiligen Präsenz- oder Ausbil-
dungsdienstes nach den §§ 19, 37 bis 39 WG 2001 bei
weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf
eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den
Dienstgeber in Höhe von 1,53 v.H. der fiktiven Bemes-
sungsgrundlage in Höhe des Kinderbetreuungsgelds
gemäß § 3 Abs. 1 Kinderbetreuungsgeldgesetz -
KBGG. Dies gilt nicht für den zwölf Monate überstei-
genden Teil eines Wehrdienstes als Zeitsoldat gemäß
§ 19 Abs. 1 Z. 5 WG 2001, eines Auslandseinsatzprä-
senzdienstes gemäß § 19 Abs. 1 Z. 9 WG 2001 oder
eines Ausbildungsdienstes. In den Fällen des § 19
Abs. 1 Z. 6, 8 und 9 WG 2001 hat der Dienstnehmer
für einen zwölf Monate übersteigenden Teil Anspruch
auf eine Beitragsleistung durch den Bund in derselben
Höhe; die Beiträge sind vom Bund im Wege der Versi-
cherungsanstalt öffentlich Bediensteter in die BV-Kas-
se seiner bisherigen Dienstgeberin oder seines bishe-
rigen Dienstgebers zu leisten.

(2) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweili-
gen Zivildienstes nach § 6a sowie für die Dauer des
Auslandsdienstes nach § 12b ZDG bei weiterhin auf-
rechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitrags-
leistung durch die Dienstgeberin oder den Dienstgeber
in Höhe von 1,53 v.H. der fiktiven Bemessungsgrund-
lage nach Abs. 1 erster Satz.

(3) Für die Dauer eines Anspruchs auf Krankengeld
nach dem ASVG hat die Dienstnehmerin oder der
Dienstnehmer bei weiterhin aufrechtem Dienstverhält-
nis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch die
Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe von
1,53 v.H. einer fiktiven Bemessungsgrundlage. Diese
richtet sich nach der Hälfte des für den Kalendermonat
vor Eintritt des Versicherungsfalls gebührenden Ent-
gelts. Sonderzahlungen sind bei der Festlegung der
fiktiven Bemessungsgrundlage außer Acht zu lassen.

(4) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld
nach dem ASVG hat die Dienstnehmerin bei weiterhin
aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Bei-
tragsleistung durch die Dienstgeberin oder den Dienst-
geber in Höhe von 1,53 v.H. einer fiktiven Bemes-
sungsgrundlage in Höhe eines Monatsentgelts,
berechnet nach dem in den letzten drei Kalendermo-

naten vor dem Versicherungsfall der Mutterschaft
(§ 120 Abs. 1 Z. 3 ASVG) gebührenden Entgelt,
einschließlich anteiliger Sonderzahlungen, es sei
denn, diese sind für die Dauer des Wochengeldbezugs
fortzuzahlen. Bei einem neuerlichen Eintritt eines
Beschäftigungsverbots nach § 97
1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz

nach diesem Landesgesetz im selben Dienstver-
hältnis oder

2. nach einer Beschäftigung im selben Dienstverhält-
nis zwischen einer Karenz und dem neuerlichen
Beschäftigungsverbot nach § 97, die kürzer als drei
Kalendermonate dauert,

3. nach einer Beschäftigung in einem Dienstverhältnis,
das nach der Beendigung des karenzierten Dienst-
verhältnisses und vor dem neuerlichen Beschäfti-
gungsverbot begründet worden ist, die kürzer als
drei Kalendermonate dauert,

ist als Bemessungsgrundlage das für den Kalender-
monat vor dem Beschäftigungsverbot, das dieser
Karenz unmittelbar vorangegangen ist, gebührende
Monatsentgelt (berechnet nach dem ersten Satz), im
Fall der Z. 3 das für den letzten Kalendermonat vor
dem Eintritt des neuerlichen Beschäftigungsverbots
gebührende volle Monatsentgelt heranzuziehen.

(5) Für Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezugs hat
die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer oder die
ehemalige Dienstnehmerin oder der ehemalige Dienst-
nehmer, wenn der Zeitraum zwischen dem Beginn des
Kinderbetreuungsgeldbezugs und dem Ende des letz-
ten diesem Landesgesetz oder gleichartigen öster-
reichischen Rechtsvorschriften unterliegenden Dienst-
verhältnis nicht mehr als drei Jahre beträgt, Anspruch
auf eine Beitragsleistung zu Lasten des FLAF in Höhe
von 1,53 v.H. des jeweils nach § 3 Abs. 1 KBGG, nach
§ 5a Abs. 1 KBGG oder nach § 5b Abs. 1 KBGG bezo-
genen Kinderbetreuungsgelds.

(6) Für die Dauer einer Freistellung gegen Entfall
des Entgelts oder einer Herabsetzung seiner Normal-
arbeitszeit nach den §§ 39f oder 39h hat die Dienst-
nehmerin oder der Dienstnehmer gemäß § 39k Abs. 6
Landarbeitsgesetz 1984 Anspruch auf eine Beitrags-
leistung zu Lasten des FLAF in Höhe von 1,53 v.H. der
fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe des Kinderbe-
treuungsgelds gemäß § 3 Abs. 1 KBGG.

(6a) Für die Dauer einer Bildungskarenz nach § 39e
hat die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer gemäß
§ 39k Abs. 6a Landarbeitsgesetz 1984 Anspruch auf
eine Beitragsleistung zu Lasten der Mittel aus der Ge-
barung Arbeitsmarktpolitik (§ 1 des Arbeitsmarktpolitik-
Finanzierungsgesetzes - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994)
in Höhe von 1,53 v.H. der Bemessungsgrundlage in
Höhe des von der Dienstnehmerin oder vom Dienst-
nehmer bezogenen Weiterbildungsgelds gemäß § 26
Abs. 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977,
BGBl. Nr. 609. Das Arbeitsmarktservice (AMS) hat
dem zuständigen Träger der Krankenversicherung die
für die Beitragsleistung nach dem ersten Satz notwen-
digen Daten in automationsunterstützter Form zur Ver-
fügung zu stellen.

(7) Gemäß § 39kAbs. 7 Landarbeitsgesetz 1984 hat
der jeweils zuständige Träger der Krankenversiche-
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rung die Beiträge nach Abs. 5, 6 und 6a ohne geson-
derten Antrag der Dienstnehmerin oder des Dienst-
nehmers oder der ehemaligen Dienstnehmerin oder
des ehemaligen Dienstnehmers an die BV-Kasse, bei
einer ehemaligen Dienstnehmerin oder einem ehema-
ligen Dienstnehmer an die BV-Kasse der letzten
Dienstgeberin oder des letzten Dienstgebers zu lei-
sten. Bei einer Rückforderung von Kinderbetreuungs-
geld nach dem KBGG sind für denselben Zeitraum
auch die nach Abs. 5 geleisteten Beiträge von der
Dienstnehmerin oder vom Dienstnehmer oder von der
ehemaligen Dienstnehmerin oder vom ehemaligen
Dienstnehmer zurückzufordern und an den FLAF zu
überweisen.

(8) Für die Einhebung der Beiträge nach Abs. 1 bis
5 ist § 39j Abs. 1 bis 3 anzuwenden. Gemäß § 39k
Abs. 8 Landarbeitsgesetz 1984 gilt dasselbe für die
Einhebung der Beiträge nach Abs. 6 und 6a."

9. § 39q samt Überschrift lautet:

"§ 39q
Anspruch auf Abfertigung

(1) Die oder der Anwartschaftsberechtigte hat bei
Beendigung des Dienstverhältnisses gegen die BV-
Kasse Anspruch auf eine Abfertigung.

(2) Der Anspruch auf eine Verfügung nach § 39s
Abs. 1 über die Abfertigung besteht nicht bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses
1. durch Kündigung durch die Anwartschaftsberechtig-

te oder den Anwartschaftsberechtigten, ausgenom-
men bei Kündigung während einer Teilzeitbeschäf-
tigung nach §§ 26j, 26k, 26q sowie 105f, 105g oder
105m,

2. durch verschuldete Entlassung,
3. durch unberechtigten vorzeitigen Austritt, oder
4. sofern noch keine drei Einzahlungsjahre (36 Bei-

tragsmonate) seit der ersten Beitragszahlung
gemäß § 39j oder § 39k nach der erstmaligen Auf-
nahme der Erwerbstätigkeit im Rahmen eines
Dienstverhältnisses oder der letztmaligen Verfü-
gung (ausgenommen Verfügungen nach § 39s
Abs. 1 Z. 2 oder Z. 3 oder Abs. 2a) einer Abfertigung
vergangen sind. Beitragszeiten nach § 39j oder
§ 39k sind zusammenzurechnen, unabhängig
davon, ob sie bei einer oder einem oder mehreren
Dienstgeberinnen oder Dienstgebern zurückgelegt
worden sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k
aus zum Zeitpunkt der Geltendmachung des
Anspruchs weiterhin aufrechten Dienstverhältnis-
sen sind nicht einzurechnen. Für Abfertigungs-
beiträge auf Grund einer Kündigungsentschädi-
gung, einer Ersatzleistung gemäß § 75 oder auf
Grund eines gemäß § 21 fortgezahlten Entgelts sind
als Beitragszeiten auch Zeiten nach der Beendi-
gung des Dienstverhältnisses in dem sich aus § 11
Abs. 2 ASVG ergebenden Ausmaß anzurechnen.

(3) Die Verfügung über diese Abfertigung (Abs. 2)
kann von der oder demAnwartschaftsberechtigten erst
bei Anspruch auf Verfügung über eine Abfertigung bei
Beendigung eines oder mehrerer darauf folgender
Dienstverhältnisse verlangt werden.

(4) Die Verfügung über die Abfertigung kann,
sofern die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer in
keinem Dienstverhältnis steht, jedenfalls verlangt
werden
1. nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzei-

tige Alterspension aus der gesetzlichen Pensions-
versicherung oder nach Vollendung des
62. Lebensjahres (Korridorpension nach § 4
Abs. 2 desAllgemeinen Pensionsgesetzes - APG),
wenn dieses Anfallsalter zum Zeitpunkt der Been-
digung des Dienstverhältnisses niedriger ist als
das Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension
aus der gesetzlichen Pensionsversicherung oder
gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten des Europäischen Wirtschaftsraums oder

2. ab der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung oder
gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten des Europäischen Wirtschaftsraums (Zeit-
punkt der Zustellung des rechtskräftigen Be-
scheids), oder

3. wenn für die Dienstnehmerin oder den Dienstneh-
mer seit mindestens fünf Jahren keine Beiträge
nach diesem Landesgesetz oder gleichartigen
österreichischen Rechtsvorschriften zu leisten
sind.

(4a) Besteht bei Beendigung eines Dienstverhält-
nisses, das nach Inanspruchnahme einer Eigenpen-
sion aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung
oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten des Europäischen Wirtschaftsraums begrün-
det wurde, Anspruch auf eine Abfertigung, kann nur
noch eine Verfügung nach § 39s Abs. 1 Z. 1 oder 4
über die Abfertigung verlangt werden, ohne dass die
im Abs. 2 festgelegten Voraussetzungen für die Ver-
fügung über die Abfertigung vorliegen müssen. Glei-
ches gilt bei Beendigung eines geringfügigen
Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 5 Abs. 2
ASVG, nach der Inanspruchnahme einer Eigenpensi-
on aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung
oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, das vor
diesem Zeitpunkt begründet wurde.

(5) Gemäß § 39q Abs. 5 Landarbeitsgesetz 1984
gebührt bei Beendigung des Dienstverhältnisses
durch den Tod der oder des Anwartschaftsberechtig-
ten die Abfertigung unabhängig vom Vorliegen der
Voraussetzungen nach Abs. 2 der Ehegattin oder
dem Ehegatten sowie den Kindern (Wahl-, Pflege-
und Stiefkinder) der oder des Anwartschaftsberech-
tigten zu gleichen Teilen, sofern für diese Kinder zum
Zeitpunkt des Todes der oder des Anwartschaftsbe-
rechtigten Familienbeihilfe gemäß § 2 des Familien-
lastenausgleichsgesetzes bezogen wird. Die
anspruchsberechtigten Personen können nur die
Auszahlung der Abfertigung verlangen. Diese haben
den Auszahlungsanspruch innerhalb von drei Mona-
ten ab dem Zeitpunkt des Todes der oder desAnwart-
schaftsberechtigten gegenüber der BV-Kasse schrift-
lich geltend zu machen. Die Abfertigung ist binnen
fünf Werktagen nach Ablauf dieser Frist an die von
der BV-Kasse festgestellten anspruchsberechtigten
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Personen mit schuldbefreiender Wirkung für die BV-
Kasse auszuzahlen. Anspruchsberechtigte Perso-
nen, die ihren Anspruch innerhalb der Frist von drei
Monaten gegenüber der BV-Kasse nicht geltend
gemacht haben, können diesen Anspruch gegenüber
der Ehegattin oder dem Ehegatten oder den Kindern
im Sinn des ersten Satzes, an die eineAbfertigung im
Sinn des dritten Satzes bereits ausgezahlt wurde,
anteilig geltend machen. Melden sich keine
anspruchsberechtigten Personen binnen der dreimo-
natigen Frist, fällt die Abfertigung in die Verlassen-
schaft gemäß § 531 ABGB.

(6) Die oder der Anwartschaftsberechtigte hat die
von ihr oder ihm beabsichtigte Verfügung über die
Abfertigung der BV-Kasse schriftlich bekannt zu
geben. Darin kann die oder der Anwartschaftsbe-
rechtigte die BV-Kasse weiters beauftragen, auch die
Verfügungen im Sinn des § 39s Abs. 1 über Abferti-
gungen aus anderen BV-Kassen zu veranlassen.

(7) Gemäß § 39q Abs. 7 Landarbeitsgesetz 1984
ist die BV-Kasse verpflichtet, begründete Einwen-
dungen einer Dienstnehmerin oder eines Dienstneh-
mers im Zusammenhang mit der Beitragsleistung
oder dem Abfertigungsanspruch und Urgenzen hin-
sichtlich von Kontonachrichten zu prüfen und, sofern
die Ursache dafür nicht im eigenen Bereich liegt,
unverzüglich dem jeweils zuständigen Träger der
Krankenversicherung zur Klärung zu übermitteln."

10. Im § 39r Abs. 1 wird das Zitat "§ 39s Abs. 1 Z. 1,
3 und 4 oder Abs. 3" durch das Zitat "§ 39s Abs. 1
Z. 1, 3 und 4, Abs. 2a oder 3" ersetzt.

11. § 39r Abs. 2 und 3 lauten:
"(2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgen-

den Kalendermonats nach der Geltendmachung des
Anspruchs gemäß § 39q Abs. 6 fällig und binnen fünf
Werktagen entsprechend der Verfügung der Dienst-
nehmerin oder des Dienstnehmers nach § 39s
Abs. 1 Z. 1, 3 und 4 zu leisten, wobei die Frist für die
Fälligkeit frühestens mit dem Ende des Tages der
Beendigung des Dienstverhältnisses oder der sich
aus § 39qAbs. 4 oder § 39sAbs. 2a erster Satz erge-
benden Zeitpunkte zu laufen beginnt. Nach Verfü-
gungen gemäß § 39s Abs. 1 Z. 1, 3 und 4 oder Aus-
zahlungen nach § 39sAbs. 3 hervorkommende, noch
zu dieser Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge
sind als Nachtragszahlung unverzüglich fällig.

(3) Die oder der Anwartschaftsberechtigte kann
die BV-Kasse einmalig anweisen, die Durchführung
von Verfügungen nach § 39s Abs. 1 Z. 1, 3 oder 4
oder Abs. 2a ein bis sechs ganze Monate nach Fäl-
ligkeit vorzunehmen. An eine solche Anweisung ist
die BV-Kasse nur dann gebunden, wenn sie späte-
stens 14 Tage vor Fälligkeit gemäß Abs. 1 bei ihr ein-
langt. Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im
Rahmen der Veranlagungsgemeinschaft weiter zu
veranlagen. Mit dem Ende des letzten vollen Monats
des Aufschubzeitraums ist eine ergänzende Ergeb-
niszuweisung vorzunehmen."

12. § 39s samt Überschrift lautet:

"§ 39s
Verfügungsmöglichkeiten der

oder des Anwartschaftsberechtigten
über die Abfertigung

(1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses
kann die oder der Anwartschaftsberechtigte, ausge-
nommen in den im § 39q Abs. 2 genannten Fällen,
1. die Auszahlung der gesamten Abfertigung als

Kapitalbetrag verlangen,
2. die gesamte Abfertigung bis zum Vorliegen der

Voraussetzungen des Abs. 3 weiterhin in der BV-
Kasse veranlagen,

3. die Übertragung der gesamten Abfertigung in die
BV-Kasse der neuen Dienstgeberin oder des neu-
en Dienstgebers verlangen,

4. die Überweisung der gesamten Abfertigung
a) an ein Versicherungsunternehmen, bei dem die

Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer bereits
Versicherte oder Versicherter im Rahmen einer
betrieblichen Kollektivversicherung (§ 18f des
Versicherungsaufsichtsgesetzes) ist oder an
ein Versicherungsunternehmen ihrer oder sei-
ner Wahl als Einmalprämie für eine von der
oder demAnwartschaftsberechtigten nachweis-
lich abgeschlossene Pensionszusatzversiche-
rung (§ 108b EStG 1988) oder

b) an eine Pensionskasse oder an eine Einrich-
tung im Sinn des § 5 Z. 4 des Pensionskas-
sengesetzes - PKG, bei der die oder der
Anwartschaftsberechtigte bereits Berechtigte
oder Berechtigter im Sinn des § 5 PKG, ist, als
Beitrag gemäß § 15 Abs. 3 Z. 10 PKG,

verlangen.

(2) Gibt die oder der Anwartschaftsberechtigte die
Erklärung über die Verwendung des Abfertigungsbe-
trags nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung
des Dienstverhältnisses oder nach den sich aus
§ 39q Abs. 4 Z. 1 oder 3 ergebenden Zeitpunkten ab,
ist der Abfertigungsbetrag weiter zu veranlagen. Im
Fall eines innerhalb der Verfügungsfrist eingeleiteten
arbeitsgerichtlichen Verfahrens über abfertigungsre-
levante Umstände (etwa Entgeltansprüche oder die
Art der Beendigung des Dienstverhältnisses) kann
die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer entweder
innerhalb der Frist nach dem ersten Satz oder inner-
halb von sechs Monaten nach dem Eintritt der
Rechtskraft des Gerichtsurteils verfügen.

(2a) Die oder der Anwartschaftsberechtigte kann,
auch wenn die Voraussetzungen des § 39q Abs. 2 für
eine Verfügung über die Abfertigung nicht vorliegen,
sowie nach einer Verfügung nach Abs. 1 Z. 2 (abwei-
chend von Abs. 2) eine Verfügung über die gesamte
Abfertigung in der jeweiligen BV-Kasse im Sinn des
Abs. 1 Z. 3 verlangen, wenn die Abfertigungsanwart-
schaft seit der Beendigung des Dienstverhältnisses
mindestens drei Jahre beitragsfrei gestellt ist. Die
Verfügung kann nach dem Ablauf der Dreijahresfrist
vorgenommen werden.

(3) Gemäß § 39s Abs. 3 Landarbeitsgesetz 1984
hat die BV-Kasse nach dem Ablauf von drei Monaten
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ab dem Zeitpunkt der Verständigung nach § 27
Abs. 4 BMSVG über die Inanspruchnahme einer
Eigenpension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums
durch die oder den Anwartschaftsberechtigten die
Abfertigung als Kapitalbetrag zum Ende des Folge-
monats (Fälligkeit der Abfertigung) auszuzahlen,
sofern die oder der Anwartschaftsberechtigte nicht
vorher über die Abfertigung verfügt hat."

13. Nach § 39v wird folgender § 39w samt Überschrift
eingefügt:

"§ 39w
Freie Dienstverhältnisse

Die §§ 39j bis 39s gelten auch für freie Dienstver-
hältnisse im Sinn des § 4 Abs. 4 ASVG, für freie
Dienstverhältnisse von geringfügig beschäftigten
Personen gemäß § 5 Abs. 2 ASVG sowie für freie
Dienstverhältnisse von Vorstandsmitgliedern im Sinn
des § 4 Abs. 1 Z. 6 ASVG, die auf einem privatrecht-
lichen Vertrag beruhen mit der Maßgabe, dass
1. an die Stelle der Begriffe "Dienstnehmerin",

"Dienstnehmer" und "Dienstverhältnis" die Begrif-
fe "freie Dienstnehmerin", "freier Dienstnehmer"
und "freies Dienstverhältnis" treten,

2. die §§ 39j Abs. 4, 39k Abs. 6, 39m Abs. 3 vierter
und fünfter Satz, Abs. 3a, 3b, 7 und 8, 39q Abs. 2
Z. 4 letzter Satz nicht anzuwenden sind,

3. für freie Dienstnehmerinnen und freie Dienstneh-
mer, welchen das Entgelt für längere Zeiträume
als einen Monat gebührt, das monatliche Entgelt
im Hinblick auf die Berechnung der fiktiven
Bemessungsgrundlage nach § 39k Abs. 3 oder 4
nach § 44 Abs. 8 ASVG zu berechnen ist."

14. Im § 113m Abs. 1 zweiter Satz wird nach dem Wort
"Behinderung" die Wortfolge "für die betroffene Per-
son" eingefügt.

15. Im § 113n Abs. 1 Z. 1 wird die Wortfolge "mindestens
ein Monatsentgelt" durch die Wortfolge "mindestens
zwei Monatsentgelte" ersetzt.

16. § 113n Abs. 3 lautet:
"(3) Ist das Dienstverhältnis von der Dienstgeberin

oder vom Dienstgeber wegen einer Behinderung der
Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers oder
wegen der offenbar nicht unberechtigten Geltendma-
chung von Ansprüchen nach diesem Landesgesetz
gekündigt oder vorzeitig beendigt worden oder ist das
Probedienstverhältnis wegen eines solchen Grundes
aufgelöst worden (§ 113j Abs. 1 Z. 7), so kann die
Kündigung, Entlassung oder Auflösung des Probe-
dienstverhältnisses unter der Voraussetzung des
§ 113q bei Gericht angefochten werden. Ist ein befri-
stetes, auf die Umwandlung in ein unbefristetes
Dienstverhältnis angelegtes Dienstverhältnis wegen
einer Behinderung der Dienstnehmerin oder des
Dienstnehmers oder wegen der nicht offenbar unbe-

rechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach
diesem Landesgesetz durch Zeitablauf beendet wor-
den, so kann unter der Voraussetzung des § 113q auf
Feststellung des unbefristeten Bestehens des
Dienstverhältnisses geklagt werden. Lässt die
Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer die Beendi-
gung gegen sich gelten, so hat sie oder er Anspruch
auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine
Entschädigung für die erlittene persönliche Beein-
trächtigung. Dieser Absatz gilt nicht für Kündigungen,
für die § 8 des Behinderteneinstellungsgesetzes,
BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 67/2008, gilt."

17. Im § 113nAbs. 8 letzter Satz wird der Wert "400 Euro"
durch den Wert "720 Euro" ersetzt.

18. Im § 113o wird die Wortfolge "Schwere des Ver-
schuldens" durch die Wortfolge "Schwere eines all-
fälligen Verschuldens" ersetzt.

19. § 113p letzter Satz lautet:
"Die §§ 113n, 113o und 113q bis 113s gelten sinn-
gemäß."

20. § 113q Abs. 2 Z. 2 bis 4 lauten:
"2.in Fällen von Anfechtungen oder Feststellungskla-

gen gemäß § 113n Abs. 3 oder § 113p 14 Tage ab
Zugang der Kündigung, Entlassung oder Auflö-
sung des Probedienstverhältnisses bzw. ab Been-
digung des befristeten Dienstverhältnisses durch
Zeitablauf;

3. im Fall der Geltendmachung von Ansprüchen
gemäß § 113nAbs. 3 dritter Satz sechs Monate ab
Zugang der Kündigung, Entlassung oder Auflö-
sung des Probedienstverhältnisses bzw. ab Been-
digung des befristeten Dienstverhältnisses durch
Zeitablauf;

4. im Fall einer Belästigung gemäß § 113n Abs. 8 ein
Jahr;"

21. Die bisherige Z. 4 des § 113q Abs. 2 erhält die
Bezeichnung "Z. 5".

22. § 117 Abs. 3 lautet:
"(3) Wenn nach Ansicht der Land- und Forstwirt-

schaftsinspektion die Verwendung eines Arbeits
(Hilfs)stoffs oder Arbeitsmittels die Dienstnehmerin-
nen und Dienstnehmer gefährdet, so ist sie berech-
tigt, eine Probe im unbedingt erforderlichen Ausmaß
zu entnehmen und deren fachliche Untersuchung
durch eine hiezu befugte Anstalt zu veranlassen. Die
Dienstgeberin oder der Dienstgeber ist von der Ent-
nahme der Probe zu verständigen. Ferner hat die
Land- und Forstwirtschaftsinspektion, wenn nach
ihrer Ansicht für die Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer bereitgestelltes Trinkwasser oder im Betrieb
an die Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer verab-
reichte Lebensmittel die Gesundheit gefährden, der
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde Anzeige zu
erstatten."
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23. Im § 286 wird der Ausdruck "Abschnitts" durch den
Ausdruck "Unterabschnitts" ersetzt.

24. § 298 Abs. 1 lautet:
"(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nach-

stehenden Bundesgesetze verwiesen und nicht bloß
unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergege-
ben wird, sind diese in folgenden Fassungen anzu-
wenden:
1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz,

BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002,

2. Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr.
194, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 60/2007,

3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
56/2006,

4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 45/2007,

5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988,
BGBl. Nr. 400, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 24/2007,

6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG,
BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 49/2007,

7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz -
GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 31/2007,

8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr.
946/1811, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 113/2006,

9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 120/1895,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
7/2006,

10. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr.
142/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 31/2007,

11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl.
Nr. 104/1985, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 104/2006,

12. Bundesgesetz über die Spaltung von Kapitalge-
sellschaften (SpaltG), BGBl. Nr. 304/1996, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
75/2006,

13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
116/2006,

14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
40/2006,

15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG),
BGBl. Nr. 609, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 131/2006,

16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr.
31/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 113/2006,

17. Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), BGBl. I
Nr. 103/2001, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 168/2006,

18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvor-
sorgegesetz - BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
102/2007,

19. Investmentfondsgesetz - InvFG 1993, BGBl.
Nr. 532, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 60/2007,

20. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr.
281/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 141/2006,

21. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
144/1983,

22. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
98/2001,

23. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl.
Nr. 472, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 113/2006,

24. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 113/2006,

25. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 169/2006,

26. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz (EZA-G),
BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003,

27. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I
Nr. 53/1997, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 13/2006,

28. Pflanzenschutzmittelgesetz 1997, BGBl. I Nr. 60,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 55/2007,

29. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002,
BGBl. I Nr. 102, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 43/2007,

30. Biozid-Produkte-Gesetz (BiozidG), BGBl. I
Nr. 105/2000, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 151/2004,

31. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl.
Nr. 450/1994, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 147/2006,

32. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 122/2006,

33. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbil-
dungsgesetz - LFBAG, BGBl. Nr. 298/1990, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 46/2005,

34. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 35/2006,

35. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 143/2004,

36. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG,
BGBl. Nr. 683, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 56/2005,

37. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2006,



Landesgesetzblatt für Oberösterreich, Jahrgang 2008, 74. Stück, Nr. 74 Seite 329

38. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
103/2006,

39. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
147/2006,

40. Unternehmensgesetzbuch (Handelsgesetzbuch,
dRGBl. S 219/1897, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 103/2006,

41. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
28/2007,

42. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006,
43. Versicherungsaufsichtsgesetz, BGBl. Nr.

569/1978, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 56/2007,

44. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr.
376, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 24/2007,

45. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz -
AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2007."

Artikel II

Die Übergangsbestimmung des Artikel II Abs. 7 Z. 3
der Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2003, LGBl. Nr. 13,
lautet:

"3. die Überweisung des vereinbarten Übertragungsbe-
trags hat jährlich mindestens mit je einem Fünftel
zuzüglich der Rechnungszinsen von 6 v.H. per anno
des noch aushaftenden Übertragungsbetrags zu
erfolgen; vorzeitige Überweisungen sind zulässig;"

Artikel III

(1) Dieses Landesgesetz tritt, soweit die folgenden
Absätze nicht anderes vorsehen und soweit nicht unmit-

telbar anwendbares Bundesrecht wiedergegeben wird,
mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im Landesge-
setzblatt für Oberösterreich in Kraft.

(2) § 39k Abs. 1 gilt nur für Auslandseinsatzpräsenz-
dienste gemäß § 19 Abs. 1 Z. 9 WG 2001, die nach dem
Inkrafttreten dieses Landesgesetzes angetreten werden.

(3) § 39k Abs. 6a gilt auch für zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Landesgesetzes laufende Bildungs-
karenzen.

(4) Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer und Dienst-
geberinnen und Dienstgeber, die bereits vor dem Inkraft-
treten dieses Landesgesetzes eine Bildungskarenz ver-
einbart haben, können eine neuerliche Bildungskarenz
frühestens drei Jahre nach der Rückkehr aus dieser Bil-
dungskarenz vereinbaren.

(5) Für vor dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes
bestehende freie Dienstverhältnisse von Personen im
Sinn des § 39w findet § 39j Abs. 1 zweiter Satz keine
Anwendung.

(6) § 39w findet auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Landesgesetzes bestehende freie Dienstverhält-
nisse mit vertraglich festgelegten Abfertigungsan-
sprüchen sowie auf unmittelbar nachfolgende mit dersel-
ben Dienstgeberin oder demselben Dienstgeber oder mit
einer Dienstgeberin oder einem Dienstgeber im Konzern
(§ 46 Abs. 3 Z. 2 BMSVG) abgeschlossene freie Dienst-
verhältnisse mit solchen Abfertigungsansprüchen keine
Anwendung.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer
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